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hat.
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hier für etwas, dass in
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Was heute passiert

Remo Largo spricht Klartext
Der Kinderarzt geht mit der Gesellschaft hart in

Manchmal holt mich das schlechte
Gewissen ein und ich frage mich:
Habe ich meinem Kind geschadet,
weil ich es bereits mit fünf Mona-
ten in die Kita gebracht habe?
Remo Largo: Kinder brauchen Zeit,
sich zu binden. Eine Bindung muss ge-
pflegt und immer wieder neu bestätigt
werden. Sie dauert nicht nur drei bis
sechs Monate, sondern muss 15 Jahre
lang halten. Zudem muss sich nicht
nur das Kind binden, sondern auch
seine Eltern; Mutter und Vater sind
dann gut gebunden, wenn sie den All-
tag mit dem Kind auch allein bewälti-
gen können und es dem Kind dabei
wohl ist. Es geht nicht nur um die Fra-
ge: Was passiert in der Kita? Genauso
müssen sich die Eltern fragen: Wie er-
lebt das Kind das Zuhause?

In der Schweiz haben Frauen An-
spruch auf 14 Wochen Mutter-
schaftsurlaub. Danach kehren vie-
le zurück an den Arbeitsplatz.
Reicht diese Zeit aus, um sich an
ein Kind zu gewöhnen?
Wenn eine Frau bald nach der Geburt
wieder zu arbeiten beginnt, hat sie
den Kopf oft bereits wieder bei der Ar-
beit. Selbst wenn sie physisch anwe-
send ist, ist sie nicht beim Kind. Gilt
übrigens genauso für den Vater. Das
schafft emotionale Distanz. Die Erfah-
rung aller Eltern, dass sie vor der Ge-
burt nicht einschätzen konnten, wie
es sein wird, ein Kind zu haben, sollte
vorsichtig machen, wenn es um die
Wiederaufnahme der Arbeit geht.

Eine Studie ergab kürzlich, dass
die Qualität der Schweizer Kitas
«durchzogen» sei. Das sind ja nicht
gerade optimale Umstände, sein
Kind in fremde Hände zu geben.
Ein Kind in den ersten sechs Monaten
in eine Kita zu geben, ist für den
Säugling an und für sich kein Pro-
blem. Babys sind in den ersten Mona-
ten sehr anpassungsfähig und offen.
Dass Eltern Mühe haben, ihr Baby
fremd betreuen zu lassen, hat eher

damit zu tun, dass sie sich die Ruhe
und Zeit nicht genommen haben, mit
der neuen Situation vertraut zu wer-
den. Ich persönlich würde – wenn es
die Lebensumstände erlauben – ein
Kind im ersten Lebensjahr nicht in
die Krippe geben. Ab dem zweiten
Lebensjahr aber brauchen Kinder an-
dere Kinder: Wenn sie jeden Tag
während mehrerer Stunden mit an-
deren Kindern spielen können, ent-
wickeln sie sich besser. Dies gilt für
die Sprach- und Sozialentwicklung,
aber auch für die geistigen Fähigkei-
ten und die Motorik. Immer voraus-
gesetzt, die Krippe ist von guter päda-
gogischer Qualität und ermöglicht
dem Kind die Erfahrungen, die es für
seine Entwicklung benötigt.

Das heisst?
Es ist wichtig, dass das Kind eine oder
zwei feste Bezugspersonen hat. Eine
davon müsste immer anwesend sein,
wenn das Kind in die Kita kommt.
Doch da sieht die Realität oft anders
aus, eine unbekannte Person nimmt
das Kind in Empfang. Ob es einem
Kind in der Kita gut geht oder nicht,
hängt sehr von der Kontinuität der
Betreuung ab.

Oft herrscht in Kitas eine hohe
Fluktuation und viele Praktikan-
tinnen arbeiten nur für ein paar
Monate.
Das hat auch mit den Finanzen zu
tun, die einer Kita zur Verfügung ste-
hen. Man ist nicht in der Lage, meh-
reren gut ausgebildeten Erzieherin-
nen einen anständigen Lohn zu be-
zahlen. Deshalb werden häufig Prak-
tikantinnen angestellt, und die meist
jungen Erzieherinnen wechseln nach
kurzer Zeit bereits wieder die Stelle.
Offenbar hält es die Gesellschaft nicht
für nötig, für Kleinkinder optimale
Rahmenbedingungen zu schaffen. In-
teressant ist, dass der Lohn der Er-
wachsenen steigt, sobald die Kinder
grösser werden: Die Primarlehrerin
verdient mehr als die Kindergärtne-
rin, der Gymi-Lehrer mehr als der
Seklehrer. Bis hin zum hohen Gehalt
eines Uni-Professors. Am Salär ge-
messen stuft man die Arbeit mit Säug-
lingen und Kleinkindern als unwich-
tig ein, dabei ist die Betreuung von
kleinen Kindern sehr anspruchsvoll.

Die Gesellschaft tut sich unheim-
lich schwer, sowohl arbeitenden

Frauen wie auch Männern Struk-
turen zur Verfügung zu stellen,
damit Arbeit und Familie zu ver-
einbaren sind. Kitas sind nicht
nur teuer, es besteht auch ein
Nachholbedarf, was die Qualität
anbelangt. Dasselbe gilt für Tages-
schulen, die es kaum gibt ...
Meiner Meinung nach gehören Kitas
zum Bildungssystem. Eltern sollten
die Möglichkeit haben, ihre Kinder ab
dem zweiten Lebensjahr während
zweier bis vier Tage für ein paar Stun-
den in eine Kita zu bringen, ohne
dass sie dafür erhebliche Beiträge be-
zahlen müssten. So ist es in Skandina-
vien, Holland und Belgien. Dasselbe
gilt auch für das Schulalter, wo die Si-
tuation noch schlimmer ist: In Zürich
sind mehr als 40 Prozent der Schüler
über Mittag und nach der Schule
während dreier und mehr Tage allein
zu Hause, wo sie sich selbst überlas-
sen sind. Dass es auch anders geht,
zeigt das Beispiel von Friedrichshafen
am deutschen Bodensee-Ufer: An der
dortigen Tagesschule können die Kin-
der über Mittag und nach Schul-
schluss aus 25 Möglichkeiten wählen,
was sie am liebsten machen möch-
ten: Töpfern, schneidern, malen,
Fussball spielen etc.

In der Schweiz gibt es noch immer
kein flächendeckendes Angebot
an staatlichen Tagesschulen.
Auch, was erwerbstätige Eltern
während der 13-wöchigen Schulfe-
rien mit ihren Kindern machen,
scheint die Gesellschaft nicht son-
derlich zu interessieren.
Es ist vermessen zu glauben, dass die
Wirtschaft je Rücksicht auf die Be-
dürfnisse der Eltern und Kinder neh-
men wird. Unser gesellschaftliches
Wertsystem verlangt einen vorbehalt-
losen Einsatz am Arbeitsplatz – selbst
wenn dies auf Kosten der Familien
geht. Deshalb müssen sich die Frauen
endlich klar werden: Wenn sie sich
selbst nicht wehren, wird nie etwas
passieren! Wenn es den etablierten
Parteien bislang nicht gelungen ist,
für familienfreundliche Rahmenbe-
dingungen zu sorgen, ist es Zeit, eine
neue Partei – warum nicht eine Frau-
en- oder Familienpartei? – zu grün-
den! Jetzt, wo die Wirtschaft nach
den Frauen ruft, wäre der geeignete
Zeitpunkt dafür. Es gibt zahlreiche
Bereiche in der Gesellschaft, die ver-
bessert werden müssen, ich denke da

an die Elternzeit nach der Geburt ei-
nes Babys, die Qualität der Kitas, den
Mangel an Tagesschulen und Ferien-
betreuung, die Doppelbelastung, die
Arbeitskultur etc. Es darf doch nicht
sein, dass Väter schräg angeguckt
werden, wenn sie im Büro sagen, sie
gehen ihre Kinder abholen. Es kann
auch nicht sein, dass Eltern hohe Ki-
ta-Beiträge bezahlen müssen, weil sie
arbeiten möchten.

Warum klappt es in Skandinavien
so viel besser als in Mitteleuropa?
Nach dem Zweiten Weltkrieg boomte
die Wirtschaft in Europa. Skandina-
vische Länder benötigten damals die
Arbeitskraft der Frauen, weil – nicht
wie in der Schweiz – keine Fremdar-
beiter kamen. Die Frauen verlang-
ten, dass für Eltern und Kinder gute
Bedingungen geschaffen werden,
nur dann würden sie arbeiten.
So wurden Arbeitsbedingungen er-
kämpft, die mit dem Familienleben
vereinbar sind. Die Elternzeit dauert
beispielsweise 480 Tage, zudem sind
die Arbeitstage kürzer, die Kitas na-
hezu gratis. In der Schweiz fehlt ein
solches gesellschaftliches Bewusst-
sein weitgehend. Die skandinavi-
schen Länder wenden mit 3 bis

VON SIBYLLE STILLHART

«Es darf doch nicht sein,
dass Väter schräg ange-
guckt werden, wenn sie im
Büro sagen, sie gehen ihre
Kinder abholen.»

«Offenbar hält es die
Gesellschaft nicht für nötig,
für Kleinkinder optimale
Rahmenbedingungen zu
schaffen.»

«Frauen,
wehrt euch!»
Familie Kinderarzt Remo Largo fordert eine Schweiz mit
familiengerechten Strukturen – Elternzeit nach der Geburt,
günstigere Kitas, mehr Tagesschulen. Eine Vereinbarung von
Beruf und Familie sei in der heutigen Zeit nicht möglich, weil
ein vorbehaltloser Einsatz am Arbeitsplatz verlangt werde.
Seine Hoffnung setzt Largo ganz auf die Frauen.

Persönlich würde er ein Kind im ersten Lebe

ns Gericht

4,5 Prozent ihres Bruttoinlandpro-
duktes drei Mal so viel für Familie
und Kinder auf wie die Schweiz mit
1,3 Prozent.

In Schweden liegt die Geburtenra-
te bei 1,94; in der Schweiz bei 1,52.
Das hängt mit den familienfreund-
lichen Strukturen zusammen?
Natürlich. Bei uns führt die Mehr-
fachbelastung durch Arbeit, Kinder-
betreuung und Haushalt dazu, dass
die Geburtenrate tief liegt. Wenn die
Eltern von der Gesellschaft in der
Kinderbetreuung, Bildung und Erzie-
hung ausreichend unterstützt wer-
den, bekommen sie mehr Kinder.
Umfragen bestätigen, dass die meis-
ten Jugendlichen später einmal eine
Familie mit zwei und mehr Kindern
gründen möchten. Einmal erwach-
sen, werden sie jedoch von der Le-
bensrealität eingeholt und müssen
bei ihren Familienträumen schmerz-
hafte Abstriche machen. Die Mütter
sind bei der Geburt ihres ersten Kin-
des im Durchschnitt mehr als 30 Jah-
re alt.

Eine Familienpartei könnte diesen
Wertewandel positiv beeinflussen?
Davon bin ich felsenfest überzeugt.
Heutigen Familien fehlt nicht nur die
Zeit, sondern auch die Wertschät-
zung. Mittelständische Familien
kämpfen in ihrem Alltag damit, wie
sie Beruf und Familie unter einen
Hut bringen, ohne sich selbst dabei
heillos zu überfordern. Politische
Diskussionen wie etwa über angeb-

lich zu viele ausländische Fachkräfte
oder über Millionengehälter von Ma-
nagern haben wenig mit den realen
Problemen von Familien zu tun. Ei-
ne Familienpartei, die sich eines für
die Bevölkerung weit wichtigeren
Themas annimmt, nämlich für eine
familien- und kinderfreundliche Zu-
kunft zu sorgen, wäre der Renner.
Bis heute hat die Gesellschaft darauf
keine Antworten. Ich meinte, dass
innert kürzester Zeit 20 Prozent der
Stimmbürger eine solche Partei wäh-
len würden.

Wirtschaft und bürgerliche Partei-
en würden vorrechnen, wie teuer
uns familienfreundliche Struktu-
ren kämen. Das würde auf viele
abschreckend wirken.
Natürlich wird uns die Schaffung ei-
ner familien- und kinderfreundli-
chen Gesellschaft finanziell einiges
abverlangen. Es liegt deshalb an uns
zu entscheiden, was uns eine besse-
re Lebensqualität wert ist. Wofür
lohnt es sich, zu leben? Wie verbrin-
gen wir unsere Zeit? Schlimmsten-
falls bleibt unser Lebensziel, mög-
lichst bald an einem Burnout zu er-
kranken. Ich denke aber, die meis-
ten Menschen wollen so arbeiten,
dass sie daneben ein befriedigendes
Familienleben führen können. Dafür
müssen wir unser Wertesystem
überdenken und die Gesellschaft
dementsprechend umbauen. Dies
traue ich – leider – nur den Frauen
zu, lasse mich aber gerne von den
Männern überraschen.

Der gebürtige Winterthurer

(*1943) studierte an der Uni-

versität Zürich Medizin und

habilitierte in Kinderheilkun-

de. Largo war Leiter der Ab-

teilung «Wachstum und Ent-

wicklung» am Kinderspital

und leitete später die allge-

meine Poliklinik. Mit seinen

populär-wissenschaftlichen

Fachbüchern wurde er zum

Bestsellerautor («Babyjahre»,

«Kinderjahre»). Largo ist Va-

ter von drei Töchtern und lebt

heute in Uetliburg, Kanton

St. Gallen.
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PERSÖNLICH

Remo Largo

ensjahr nicht in die Krippe geben: Kinderarzt und Bestsellerautor Remo Largo. TANJA DEMARMELS
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Für die deutsche Regierung ist das EU-
Grundprinzip der Personenfreizügig-
keit wichtiger als der Verbleib der Bri-
ten in der EU. Das berichtete die Zeit-
schrift «Der Spiegel» am Wochenende
mit Verweis auf Regierungskreise. Da-
mit rückt für die Bundesregierung ein
EU-Exit der Briten erstmals in den Be-
reich des Möglichen.

Das deutsch-britische Verhältnis hat-
te sich zuletzt merklich abgekühlt.
Schuld daran ist nicht David Camerons
markiger Auftritt, um einer Nachzah-
lung an EU-Beiträgen in der Höhe von
rund 2 Milliarden Euro zu entgehen –
auf diesen inszenierten Wutanfall re-
agierte die Kanzlerin noch gelassen.
Echte Sorgen bereiten Merkel dagegen
die Pläne des britischen Premiers, fixe
Quoten für niedrig qualifizierte Zuwan-
derer aus der EU einzuführen. Solche
Kontingente stehen für Merkel im Wi-
derspruch mit der Personenfreizügig-
keit und sind mit einer EU-Mitglied-
schaft nicht vereinbar. Darüber soll die
Bundeskanzlerin an einem Vier-Au-
gen-Gespräch mit dem britischen Pre-
mier am Rande des jüngsten EU-Gipfels
in Brüssel Klartext gesprochen haben.

Cameron unter grossem Druck
Sollte Cameron an seinem Plan fest-

halten, werde Bundeskanzlerin Merkel
ihre Bemühungen einstellen, Grossbri-
tannien in der EU zu halten, hiess es.
Damit wäre ein «Point of no return» er-
reicht, der das Ende von Grossbritan-
niens EU-Mitgliedschaft besiegeln
könnte. Merkel will zwar ebenfalls ge-
gen den Missbrauch von Sozialleistun-
gen durch EU-Bürger vorgehen, sich
dabei aber an geltenden EU-Rechtsvor-
schriften orientieren. Als Kompromiss
hatte Merkel angeboten, auf europäi-
scher Ebene gemeinsame Leitlinien ge-
gen den sogenannten Sozialtourismus
in den einzelnen Mitgliedsstaaten zu er-
arbeiten. Das wiederum ging Cameron
nicht weit genug. Er steht seinerseits
unter massivem politischen Druck, die

nationalen Einwanderungsgesetze zu
verschärfen. Seit Anfang Jahr gilt in
Grossbritannien die volle Niederlas-
sungsfreiheit für Bürger aus Rumänien
und Bulgarien. Diesen Umstand nutzte
die Rechtsaussenpartei UKIP, um eine
Anti-Immigrations-Kampagne loszutre-
ten. Sie befürchtete Zehntausende neue
Armutsmigranten aus den beiden osteu-
ropäischen Ländern. Im Frühjahr folgte
dann die Entwarnung: Laut offizieller
britischer Statistik hat die Anzahl Ein-
wanderer aus Rumänien und Bulgarien
zwischen Januar und März nicht zu-,
sondern im Vergleich zum Vorjahr gar
um 4000 Personen abgenommen.

Als Reaktion auf die Kritik aus Berlin
liess Cameron verlauten, er wolle seine
Pläne zur Begrenzung der Armutsmigra-
tion «Deutschen-kompatibel» machen.
Die EU-Vorschriften sollen demnach
«bis ans äusserste Limit» ausgereizt wer-
den. Einwanderer, die sich nach drei
Monaten nicht selbst finanzieren kön-
nen, sollen unverzüglich ausgeschafft
werden. Drei Monate, so lange darf sich
nach EU-Recht jeder EU-Bürger in ei-
nem anderen Mitgliedsstaat niederlas-
sen. Nach Ablauf dieser Frist muss er
nachweisen, dass er sich und seine Fa-
milie selbst durchbringen kann. Wird er
zu einer «Last» für das Wohlfahrtssys-
tem des Gastlands, darf ihn dieses aus
dem Land verweisen. Ob Cameron tat-
sächlich von seinem Konfrontations-
Kurs gegenüber Brüssel abkommt,
bleibt unklar. Downing Street liess ges-
tern durchblicken, dass man an der har-
ten politischen Linie festhalten wolle.

Auch an die Schweiz gerichtet
Merkels Bekenntnis zur Personenfrei-

zügigkeit ist nicht nur an die Adresse
Grossbritanniens gerichtet, sondern be-
trifft auch die Schweiz. Wenn Merkel
selbst vor dem Hintergrund des drohen-
den Austritts Grossbritanniens stur an
der Personenfreizügigkeit festhält, wird
sie der Schweiz bei diesem Punkt kaum
entgegenkommen. Der deutsche Innen-
minister Thomas de Maizière zeigte sich
zwar jüngst gegenüber der «Samstags-
rundschau» gesprächsbereit. Der Idee
von Kontingenten steht allerdings auch
er skeptisch gegenüber: «Ich werde kei-
ne roten Linien aufstellen, aber die stu-
re Exekution von Kontingentlösungen
kann ich mir mit Freizügigkeit schwer
vorstellen.» Seit dem Ja zur SVP-Zuwan-
derungsinitiative im Februar versucht
der Bundesrat mit der EU über Kontin-
gente und Inländervorrang zu verhan-
deln – bislang erfolglos.

Merkel redet mit
Cameron Klartext
Personenfreizügigkeit Die
deutsche Bundeskanzlerin
Angela Merkel hat am Wo-
chenende den Briten noch
einmal klar gemacht, dass an
der Personenfreizügigkeit
nicht gerüttelt werde.

VON JONAS SCHMID

Das Verhältnis zwischen Angela Merkel und David Cameron ist derzeit ziemlich

belastet. Im Bild ein Treffen in London im Februar dieses Jahres. KEYSTONE


